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Die Ägypter nennen ihre Heimat liebevoll Oum al Dounia – Mutter der Welt, was hier passiert, so 
die Vorstellung, hat Auswirkungen, die ins geographische Umfeld und darüber hinaus ausstrahlen. 
Das gilt für die ägyptische Kultur, in hohem Maße aber auch für die Politik. Der friedliche Sturz des 
„letzten Pharaos“ im Zuge eines kurzen, dafür aber umso heftigeren Volksaufstandes in diesem 
Frühjahr war ein politisches Fanal von weltpolitischer Bedeutung. Die Vertreibung Mubaraks aus 
dem Amt zeigte, dass der „arabische Frühling“, der kurz zuvor in Tunesien seinen Anfang genom-
men hatte, nicht an den Grenzen dieses vergleichsweise kleinen Landes im Norden Afrikas halt 
machen würde. In Ägypten sind derweil die Jubelstürme verstummt, Katerstimmung ist eingekehrt: 
Viele Ägypter sind enttäuscht, dass die hochgesteckten Erwartungen im Zuge der Revolution nicht 






In Ägypten, dem bevölkerungsreichsten arabischen Land, sind für den 28. November Parla-
mentswahlen angesetzt. Erstmals in ihrer langen Geschichte werden die Menschen in dem 
Land am Nil die Gelegenheit haben, in freien und pluralistischen Wahlen ihre Vertreter zu 
bestimmen. Das Wahlverfahren ist mehrstufig und höchstkompliziert. Neben den Abgeordne-
ten des Unterhauses können die Ägypter in getrennten Wahlen auch die Mitglieder des Ober-
hauses bestimmen. Wenn alles nach Plan verläuft, soll im März des neuen Jahres das endgül-
tige Ergebnis des historischen Urnengangs vorliegen. Die historische Öffnung des politischen 
Systems ist das wichtigste Ergebnis der „Revolution von 25. Januar“, die das Ende der langjäh-
rigen Herrschaft des Präsidenten Hosni Mubarak besiegelte. Gleichwohl mehren sich die 
Stimmen, die von der unvollendeten, ja verratenen Revolution sprechen. Hierzu passt das Bild 
von Ägyptens Liberalen, die in einem Klima fortschreitender gesellschaftspolitischer Islamisie-
rung um das politische Überleben kämpfen. 
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Enttäuschungen in der Bevölkerung   
 
Für viele Menschen zwischen Alexandrien und Assuan hat sich die Lage – objektiv – verschlechtert. 
Schmerzlich sind die wirtschaftlichen Verluste: Im Zuge der Revolution ist es zu Einbrüchen bei 
den ausländischen Investitionen und der Zahl der Touristen gekommen – zwei Säulen der Volks-
wirtschaft. Als Ergebnis ist die Arbeitslosigkeit in die Höhe geschossen. Zugleich nutzen die Ägyp-
ter die neu gewonnene Freiheit, um mit Streiks ihrem Unmut über die schlechte wirtschaftliche 
Lage Luft zu machen. Die neuartige soziale Unruhe beschädigt die Attraktivität Ägyptens als Wirt-
schaftsstandort; ausländische Besucher meiden Reiseziele, die mit Negativmeldungen in den 
Schlagzeilen der heimischen Medien erscheinen.  
 
Zu den Neuerungen nach der Revolution zählen die früher verbotenen Meinungsumfragen, die nun 
Aufschluss über die Stimmung in der Bevölkerung geben. Gefragt nach den erstrangigen Proble-
men verweisen große Mehrheiten auf ihre schlechte wirtschaftliche Lage sowie auf die prekäre 
innere Sicherheit.  
 
Obgleich das Land am Nil seit dem Sturz Mubaraks von einem Militärrat regiert wird, dem als neu-
er starker Mann der langjährige Verteidigungsminister Feldmarschall Hussein Tantawi vorsteht 
(und man eigentlich meinen könnte, den Militärs sei die Sicherheit auch diesseits der Grenzen ein 
Herzensanliegen), bleibt die große Mehrheit der Ägypter zutiefst verunsichert. Im Zuge des Sturzes 
des alten Regimes ist die Polizei über Nacht von der Bildfläche verschwunden; erst schrittweise – 
und keinesfalls flächendeckend – trauen sich die Ordnungshüter auf die Straßen zurück. In diesem 
Vakuum verbreiten die so genannten Baltageia – ein Wort, das man allenfalls mit Schlägertrupps 
übersetzen könnte – landauf landab Angst und Schrecken. Die Zahl dieser Gelegenheitsbanditen, 
die zum Teil in den Wirren der Revolution aus den Gefängnissen entlassen wurden, beläuft sich 
nach oft zitierten Schätzungen auf weit über einhunderttausend.  
 
 
Kritik am Militärrat  
 
Populär ist in diesem Klima öffentlicher Verunsicherung 
die Unterstellung, es gehe nicht mit rechten Dingen zu, 
die kriminellen Übergriffe der Baltageia verfolgten ein 
politisches Kalkül. Kritische Beobachter werden nicht 
müde, dem Militärrat zu unterstellen, er schüre die all-
gemeine Verunsicherung – um seine eigene Rolle als Ga-
rant für law and order zu zementieren. Trotz der Kritik 
bleibt das Militär bei allen Umfragen der zurückliegenden 
Monaten die mit Abstand populärste staatliche Instituti-
on: über 80 Prozent der Ägypter haben unverändert eine 
gute Meinung von den Streitkräften.  
 
Doch die Zahl derjenigen wächst, die den Glauben an den 
revolutionären Slogan „Die Armee und das Volk sind eine 
Hand“ (al geish wa al sharb eid wachda) verloren haben.  
Das Militär hat durch sein eigenes – bisweilen in hohem Maße illiberales – Handeln zu dem Ver-
trauensverlust beigetragen. Revolutionäre der ersten Stunde sagen heute, der Oberste Militärrat sei 
eine Fortsetzung der undemokratischen Herrschaft Mubaraks, es habe einen Wechsel im „Mana-
gement“ des Landes gegeben, das alte Regime lebe indes fort.  
Ägyptens Militär: Trotz Kritik im Volk verehrt 
(Foto: R. Meinardus) 
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Tatsächlich hat die Revolution die ausufernde staatliche Bürokratie kaum – oder gar nicht – er-
fasst. Lediglich an der Spitze der Ministerien ist es zu Auswechslungen gekommen, wobei in kei-
nem Falle Menschen politische Verantwortung tragen, die zur Avantgarde der Revolution zählen. 
Eine politische Katharsis hat am Nil ebenso wenig stattgefunden wie eine umfassende juristische 
Aufarbeitung der Unrechtsherrschaft. Zwar wurde der ehemalige Präsident publikumswirksam in 
einem Käfig dem Richter vorgeführt, das Verfahren gegen Mubarak ist derweil in die Länge gezo-
gen; mit einer schnellen Verurteilung rechnet niemand.  
 
Ein Kabinett von politisch farblosen – und ideologisch im besten Falle neutralen – Technokraten 
regiert formal das Land. Alle wichtigen Entscheidungen liegen indes beim Militärrat, der – in die-
sem Punkt besteht weitgehend Einigkeit – im besten Fall glücklos operiert. Geradezu schockierend 
ist die Bilanz der Junta in Bezug auf Menschenrechtsfragen: Seit dem Sturz Mubaraks haben die 
neuen Machthaber über zehntausend Zivilisten vor Militärgerichte gezerrt – eine höhere Zahl als 
während der dreißigjährigen Amtszeit von Hosni Mubarak. In dieses dunkle Bild passen die Über-
griffe des Militärs gegen friedliche Demonstranten. Skandalös, so der Tenor der um die Errungen-
schaft „ihrer“ Revolution besorgten Ägypter, sei nicht nur, dass dieses im heutigen Ägypten über-
haupt passieren darf. Deprimierend sei auch, dass die Menschenrechtsverletzungen durch das Mili-
tär für die Mehrheit in der Bevölkerung kein Thema sind – im ägyptischen Wahlkampf spielen Fol-
tertote und getötete Demonstranten allenfalls eine marginale Rolle.                          
  
 
Die Stärke der Muslimbrüder 
 
Bereits vor der Revolution gab es – in vom Regime gesetzten engen Grenzen – einen parteipoliti-
schen Pluralismus. Neben der allmächtigen Nationaldemokratischen Partei (NDP) des Präsidenten, 
die inzwischen aufgelöst und verboten ist, mühten sich ohne nachhaltige Wirkung ein gutes Dut-
zend offiziell zugelassener Parteien. Seit dem Umsturz sind neue politische Parteien wie die Pilze 
aus dem Boden geschossen: nach offiziellen Angaben werden 55 Parteien bei den anstehenden 
Wahlen Kandidatinnen und Kandidaten ins Rennen schicken.  
 
Unangefochtener Spitzenreiter in allen Umfragen und Projektionen sind die Muslimbrüder, Ägyp-
tens traditionsreiche Islamistenbewegung. Ende der zwanziger Jahre des vergangenen Jahrhun-
derts gegründet blickt die Gruppe auf eine wechselvolle Geschichte. Heute sind die Muslimbrüder 
eine Massenbewegung mit tiefen Wurzeln in der ägyptischen Bevölkerung. Dazu hat nicht zuletzt 
die Unterdrückung der Vergangenheit beigetragen. Die Bewegung wurde in den Untergrund ge-
drängt, wo sie - vergleichbar mit einem zivilgesellschaftlichen Netzwerk - starke und belastbare 
Organisationsstrukturen aufbauen konnte.  
 
Keine politische Kraft ist heute besser aufgestellt als die Muslimrüder. Offiziell verboten, faktisch 
indes geduldet nahmen die Ichuan (arabisch für Brüder) mit unabhängigen Kandidaten zuletzt an 
den Parlamentswahlen von 2005 und 2010 teil. 2005 erreichten sie knapp 20 Prozent der Stimmen 
und zogen mit 88 Abgeordneten ins Parlament ein. Bei den kommenden Wahlen liegt die Messlat-
te wesentlich höher. Die Bruderschaft schickt eine eigene politische Partei ins Rennen: die „Freiheit 
und Gerechtigkeit“-Partei wurde kurz nach der Revolution gegründet und offiziell zugelassen. An-
fänglich erklärte die Parteispitze, man werde lediglich in 30 Prozent der Wahlkreise antreten; in-
zwischen ist diese Marke zweimal erhöht worden – zunächst auf vierzig und schließlich auf fünf-
zig Prozent. In Meinungsumfragen werden der MB-Partei verschiedentlich vierzig Prozent der 
Stimmen zugetraut; die Partei liegt eindeutig im Trend; viele Ägypter meinen, das Ergebnis werde 
noch viel deutlicher ausfallen zugunsten der Muslimbrüder. 
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Fragmentierung des religiösen Lagers  
 
Die schärfsten Widersacher der Muslimbrüder sind nicht – wie man vermuten könnte – die säkula-
ren Kräfte, die gegen eine Vermengung von Politik und Religion zu Felde ziehen. Die größte Gefahr 
kommt aus dem eigenen, islamistischen Lager: Hier geht es zum einen um Kräfte innerhalb der 
Bewegung, die den Untertanengeist nicht länger ertragen wollten und sich nach der Revolution 
abgesetzt haben, um eine eigene – etwas liberalere – Partei ins Leben zu rufen. Kopfzerbrechen 
bereiten der alten Garde der „Brüder“ vor allem jüngere Mitglieder, die nicht länger gewillt sind, zu 
allem, was von oben kommt Ja und Amen zu sagen.  
 
Dass Demokratie Teufelswerk sei, war lange der Grund 
dafür, dass die Salafisten sich von politischen Wahlen fern 
hielten. Die Salafisten sind radikale islamistische Funda-
mentalisten, die nur den Wortlaut des Koran gelten lassen 
wollen, Im post-revolutionären Ägypten haben sie in der 
„weltlichen“ Frage der politischen Partizipation eine dras-
tische Kehrtwende vollzogen. In den zurückliegenden Mo-
naten ist es zu einer Reihe von salafistischen Parteigrün-
dungen gekommen: Sie zieren sich mit wohllautenden 
Namen wie Al Islah (Reform), Al Nour (Licht), Al Adalah 
(Gerechtigkeit), Al Fadilah (Tugend). Zunächst kooperier-
ten diese radikalen religiösen Parteien in einem großen 
Wahlbündnis mit den Muslimbrüder und anderen – auch 
liberalen – Formationen. Als es dann um die Aufstellung 
der Listen - und damit die Verteilung der Macht in der 
Allianz – ging, endete die Harmonie blitzartig.  
 
In programmatischen Fragen gibt es Unterschiede zwischen den Muslimbrüdern, die man im ägyp-
tischen Kontext als gemäßigte Islamisten bezeichnen muss, und den wesentlich radikaleren Sala-
fisten. Beide Gruppierungen streben nach einem islamischen Staat und streiten für die Einführung 
der Sharia. Doch während die Muslimbrüder, glaubt man ihren Anführen, bereit sind, in Rechtsfra-
gen Zugeständnisse nicht zuletzt an die kopfstarke christliche Minderheit der Kopten zu machen, 
verharren die Salafisten in strengem Dogmatismus: Es führe kein Weg daran vorbei, so ihr Credo, 
dass die individuelle Lebensführung der Ägypter wie auch die öffentliche Ordnung nach den Geset-
zen des Islam zu regeln sind. Wenn es um die Anwendung der Sharia geht, üben sich Ägyptens 
Salafisten in Rhetorik, die in punkto Radikalität schwer zu übertreffen ist:  so fordern sie die An-
wendung der so genannten Hudud, demnach Ehebrecher zu steinigen und Dieben die Hände abzu-
schneiden sind. Auch Peitschenhiebe gehören zu diesem vormodernen Sanktionsinstrumentarium.  
 
 
Mehrheitsfähiger Puritanismus  
 
In diesem Zusammenhang sind die Forderungen nach Verboten des Alkoholkonsums sowie des Bi-
kinis als Badeanzug fast schon Lappalien. Die radikalen Positionen sind Ausfluss des moralisieren-
den – in hohem Maße illiberalen – Puritanismus der Islamisten, der in Ägypten besonders ausge-
prägt ist. Dabei ist von Bedeutung, dass diese Positionen, die im westlichen Ausland bisweilen nur 
einer kleinen Gruppe von religiösen Eiferern zugetraut werden, in Ägypten von breiten Mehrheiten 
geteilt werden: Nicht nur sind in Ägypten 90 Prozent der Muslime der Meinung, dass die Sharia die 
Grundlage der Politik zu sein habe; fast ähnlich groß ist nach Ergebnissen einer Meinungsumfrage 
Islamisten auf dem Vormarsch:  
Beliebt auch bei Frauen  
(Foto: R. Meinardus) 
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des Pew Research Center aus dem vergangen Jahr –  die Zustimmung zur Anwendung der Hudud-
Strafen: Demnach sind 82 Prozent der muslimischen Bevölkerung dafür, dass Ehebrecher durch Tod 
durch Steinigung zu bestrafen sind; 84 Prozent sprechen sich dafür aus, dass das Strafmass für die 
Apostasie (Verlassen der Religion) der Tod sein müsse und immerhin 77 Prozent der Befragten hal-
ten Peitschenhiebe und Amputationen von Gliedmassen für adäquate Strafen für Diebe und andere 
Kriminelle. 
 
Ich zitiere diese Zahlen hier nicht, um anti-islamische Ressentiments zu bestärken oder gar zu 
schüren. Das Zahlenwerk soll belegen, dass wir es in Ägypten mit einer durch und durch religiösen 
Bevölkerung zu tun haben, die in ihrer großen Mehrheit konservativen bzw. reaktionären - und in  
jedem Fall illiberalen - Vorstellungen anhängt.  
 
Die erst in den zurückliegenden Jahren erfolgte religiöse Radikalisierung der ägyptischen Bevölke-
rung führen aufgeklärte Ägypter auf Einflüsse aus Saudi Arabien und dem Arabischen Golf zurück. 
In den achtziger und neunziger Jahren verdingten sich Millionen von Ägyptern auf der Arabischen 
Halbinsel als Gastarbeiter: als sie zurückkamen, brachten sie nicht nur volle Brieftaschen, sondern 
auch ein Religionsverständnis mit, das ägyptischen Traditionen widerspreche, so ein in liberalen 
Kreisen verbreiteter Erklärungsansatz. Zum wichtigsten Kanal der religiösen Indoktrination gehören 
heute die islamistischen Satellitenprogramme, die – dies wird in der ganzen post-revolutionären 
Euphorie über Facebook und Twitter häufig übersehen – nachweislich ein wesentlich größeres 
Publikum erreichen in Ägypten als die modernen Onlinemedien.    
 
 
Keine Einheit unter Liberalen 
 
In dieser politischen Kultur haben es Parteien, die sich bewusst nicht auf den Islam und den Koran 
berufen, schwer. Ägyptens säkulare Parteien lassen sich grosso modo in drei Lager unterteilen: 
Nationalisten, Sozialisten und Liberale. In allen Lagern hat im Zuge der Revolution – wie im Übri-
gen auch bei den Islamisten – eine Fragmentierung stattgefunden. Die Zersplitterung in Folge von 
Parteiaustritten und Neugründungen hatte in den allerwenigsten Fällen programmatische oder 
ideologische Ursachen, sondern ist auf persönliche Eitelkeiten des politischen Führungspersonals 
zurückzuführen. Nach Jahren der Unterdrückung wollen viele Politiker im Rampenlicht stehen und 
die Nummer eins sein; dass diese Egozentrik nicht strategisch ist und am Ende auch nicht Ziel füh-
rend im Sinne der politischen Einflussnahme, das ist vielen erst allmählich deutlich geworden.   
 
Einige der Parteien, die heute um die Gunst der Wähler werben, gab es bereits vor der Revolution. 
Zu unterscheiden ist hier zwischen Parteien, die in offener Gegnerschaft zum Regime standen – so 
etwa die liberale Demokratische Front Partei (DFP) oder die Al Ghad Partei des Präsidentschafts-
kandidaten Dr. Ayman Nour – oder Parteien, die auf die ein oder andere Weise mit den Machtha-
bern gemeinsame Sache gemacht haben. Eine gewisse Zwitterrolle spielt die traditionsreiche Wafd 
Partei, die in ausländischen Medien oft als liberale Gruppierung apostrophiert wird. In der ersten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts – das bisweilen als das liberale Zeitalter Ägyptens bezeichnet wird – 
spielte die Wafd eine führende Rolle. Die jüngere Geschichte der Wafd sei aus liberaler Sicht weni-
ger glorreich, meinen die Kritiker, die der bürgerlichen Traditionspartei Opportunismus vorwerfen. 
Zu den Stärken der Partei gehören ein im Land bekannter Name sowie das konsequente Eintreten 
für die „nationale Einheit“ – gemeint ist das harmonische Nebeneinander von muslimischer Mehr-
heit und koptischer Minderheit. Der Halbmond und das Kreuz zieren dann auch – symbolträchtig – 
das Parteilogo. Die Wafd ist die politische Heimat vieler Kopten, die ansonsten im politischen Sys-
tem marginalisiert sind. Zunächst ist die Wafd eine Allianz mit den Muslimbrüdern eingegangen, 
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hat diese dann – aus den genannten Gründen – bei der Aufstellung der Listen verlassen. Einige 
Beobachter rechnen damit, dass die Partei, die nun allein antritt, ein zweistelliges Ergebnis errei-
chen kann, was angesichts der allgemeinen Fragmentierung als ein gutes Ergebnis gelten muss.  
 
Ägyptens liberale Parteien haben sich im August mit anderen säkularen Parteien zum „Ägyptischen 
Block“ zusammengeschlossen. Zeitweilig gehörten der Allianz über zwanzig Parteien an; der 
„Block“ schickte sich an, der wichtigste Gegenspieler der Islamisten zu werden. Doch das Bündnis 
fiel wie ein Kartenhaus in sich zusammen, als es um die Listenaufstellung ging. Ein wichtiger 
Streitpunkt war, ob Kandidaten, die vor der Revolution Mitglieder der Regimepartei NDP waren,  
auf den Listen Platz finden sollten oder nicht. Anstatt sich auf einen Kompromiss zu einigen, gehen 
die Parteien nun – in der Summe geschwächt – eigene Wege.  
 
Hier gibt es nicht weniger als drei Ansätze:  
 
Die Demokratische Front Partei (DFP), die sich 
auf dem Höhepunkt des Wahlkampfes einen 
innenparteilichen Machtkampf und Füh-
rungswechsel leistete, tritt allein an und er-
hofft, dass sie im besten Fall eine Handvoll 
Mandate sichern kann. Die Al Ghad Partei von 
Dr. Ayman Nour, die sich in „Revolutionäre 
Ghad“ umgetauft hat, verharrt im Bündnis mit 
den  Muslimbrüdern („Demokratische Allianz“) 
und kann ebenfalls mit einer kleinen Zahl von 
Mandaten rechnen. Die besten Aussichten hat 
die neu gegründete „Freie Ägypter“-Partei, die 
Anfang April auf Betreiben des Geschäfts-
mannes (und Milliardärs) Naguib Sawiris ins 
Leben gerufen wurde. Die „Freien Ägypter“ bilden  zusammen mit einer sozialliberalen und einer 
sozialistischen Partei den geschrumpften  „Ägyptischen Block“, können jedoch – wegen eines gut 
finanzierten und professionellen Wahlkampfes – mit einem zweistelligen Wahlergebnis rechnen. 
 
 
Fouloul: Wendehälse am Nil  
 
Zu den großen Unbekannten dieser Wahl gehört das Abschneiden der so genannten Fouloul. Dies 
ist die wenig schmeichelhafte Bezeichnung für die ehemaligen Parteigänger und Funktionäre der 
Partei Hosni Mubaraks. Dies ist eine große Gruppe, zählte die Nationaldemokratische Partei zu 
ihren Hochzeiten doch rund drei Millionen Mitglieder. Viele der prominenten Fouloul sind mächti-
ge örtliche Honoratioren, die in ihren Wahlkreisen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Einfluss 
haben. In den ländlichen Gebieten sind es Anführer von Familienclans und Stämmen – die traditio-
nell zu den Machteliten zählten. Sie haben aus pragmatischen Gründen mit den Machthabern in 
Kairo zusammengearbeitet und davon profitiert. Nun wollen sie ihre Pfründe im post-
revolutionären Ägypten auch politisch absichern und kandidieren für das Parlament. Zivilgesell-
schaftliche Gruppen und Oppositionsparteien fordern lauthals ein politisches Betätigungsverbot 
für Ägyptens politische Wendehälse. Der Militärrat hat dieses Verlangen bis zuletzt verweigert und 
sich somit dem Verdacht ausgesetzt, es bestehen heimliche Absprachen zwischen der Armee und 
den lokalen Honoratioren.  
 
Strassenwahlkampf: Plakate wohin das Auge sieht 
(Foto: R. Meinardus) 
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Ein Wort schließlich zu jenen politischen Kräften, die die ägyptische Revolution im Frühjahr ange-
stoßen haben und allgemein als die „Jugend der Revolution“ oder die „Jugend von Tahrir-Platz“ 
gelten. Die Revolutionäre haben unterschiedliche politische Wege eingeschlagen: Einige haben 
Karrieren in bestehenden politischen Parteien gemacht, andere wiederum wollen als unabhängige 
Kandidaten ihr Glück versuchen; eine dritte Gruppe wiederum hat eigene politische Parteien ge-
gründet. Diese halten konsequent an den Kernforderungen der Revolution fest und befinden sich – 
deshalb – auf Konfrontationskurs mit dem Militär, dem sie nicht über den Weg trauen und un-
terstellen, es wolle in Ägypten eine neue Diktatur etablieren. Der Blick dieser meist jugendlichen 
politischen Idealisten ist weit in die Zukunft gerichtet. Sie ahnen, dass sie bei den anstehenden 
Wahlen keine große Chance haben; sie setzen auf langfristig angelegte Basisarbeit und beteiligen 
sich an sozialen Projekten.  
 
Nur wer auf der „Straße“ etwas Greifbares vorzuweisen hat, wird am Ende bei den Menschen an-
kommen, sagen sie. Das ist das Erfolgsrezept, das die Islamisten bei diesen Wahlen mit großer 
Wahrscheinlichkeit zum Erfolg führen wird.  
 
Denn: Von den Islamisten lernen, heißt in Ägypten, siegen lernen.                           
 
 
Dr. Ronald Meinardus ist Regionalbüroleiter Mittelmeerländer der Friedrich-Naumann-Stiftung 
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